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I.

2056
Änderung der Richtlinien 

im besonderen Landesinteresse
über die Gewährung von Zuwendungen 

zur Förderung von Vorbeugungsmaßnahmen 
zur Vermeidung von Jugendkriminalität 

(NRW-Initiative „Kurve kriegen“)
RdErl. d. Ministeriums für Inneres und Kommunales 

– MB-PPJ – 20.28.04 –
v. 26. 11. 2012

Die Richtlinien im besonderen Landesinteresse über die 
Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Vor-
beugungsmaßnahmen zur Vermeidung von Jugendkrimi-
nalität (NRW-Initiative „Kurve kriegen“), RdErl. d. Mi-
nisteriums für Inneres und Kommunales  vom 12. 10. 2011 
(MBl. NRW. S. 394) werden wie folgt geändert:

In der Nummer 7 wird die Angabe „31. 12. 2012“ durch 
die Angabe „30. 12. 2014“ ersetzt.

– MBl. NRW. 2012 S. 712

2120
Amtliche Untersuchungen 

von Beamtinnen und Beamten
sowie Beamtenbewerberinnen und -bewerbern

mit einer HIV-Infektion
RdErl. d Ministeriums für Gesundheit, 

Emanzipation, Pfl ege und Alter 
 v. 26. 11. 2012

1.

Die HIV-Infektion ist nach heutigem Stand der Medizin 
eine behandelbare Infektionserkrankung. Jemand, der mit 
HIV infi ziert ist, hat bei angemessener medizinischer Ver-
sorgung nach aktuellem Kenntnisstand eine Lebenserwar-
tung, die das Erreichen der Dienstaltersgrenze erwarten 
lässt. Die Ausübung der Diensttätigkeit ist in der Regel 
nicht beeinträchtigt. Zudem kann davon ausgegangen wer-
den, dass eine Übertragung auf Dritte ausgeschlossen ist.

1.1

Die beurteilende Ärztin oder der beurteilende Arzt kann 
bei symptomlosen HIV-infi zierten Beamtenanwärterin-
nen oder Beamtenanwärtern lediglich eine Aussage von 
statistischer Wahrscheinlichkeit über den Ausbruch der 
Erkrankung machen, die nicht bewerberbezogen, son-
dern ausschließlich allgemeiner Art ist. Bei der Beurtei-
lung der Dienstfähigkeit ist der jeweilig aktuelle medizi-
nische Wissensstand zu berücksichtigen.

1.2

Liegen keine besonderen individuellen Umstände der 
Bewerberin bzw. des Bewerbers vor, aus denen geschlos-
sen werden kann, dass eine vorzeitige Dienstunfähigkeit 
eintreten könnte, ist entsprechend der heutigen medizi-
nischen Erkenntnisse in der Regel davon auszugehen, 
dass die Dienstaltersgrenze ohne wesentliche Einschrän-
kung erreicht wird.

2.

Neben der rechtlichen Problematik (vgl. EuGH, NJW 
1994, 3005 = EuGRZ 1995, 231) ist ein allgemeiner HIV-
Test für Beamtenbewerberinnen und Beamtenbewerber 
im Hinblick auf

–  die geringe Verbreitung der Infektion,

–  den heutigen medizinischen Kenntnisstand über die Le-
bens- und Leistungserwartung von Menschen mit HIV,

–  die Auswirkungen der Signalwirkung eines solchen 
obligatorischen Tests für andere Bereiche des Er-
werbslebens,

auch in tatsächlicher Hinsicht unverhältnismäßig. Dies 
gilt auch für die bloße Befragung der Bewerberinnen und 
Bewerber.

2.1

Auch wenn die Bewerberin oder der Bewerber ihre bzw. 
seine HIV-Infektion von sich aus bekannt gibt oder diese 
aus anderen Quellen bekannt wird, stellt dies keinen 
Hinderungs grund für die Verbeamtung dar.

3.

Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentli-
chung in Kraft und am 30. 6. 2022 außer Kraft.

Der Runderlass des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales vom 30. 5. 1988 (MBl. NRW. S. 904) wird 
hiermit aufgehoben.

– MBl. NRW. 2012 S. 712

21222
3. Satzungsänderung 

des Versorgungswerkes der Psychotherapeuten-
kammer Nordrhein-Westfalen gemäß Beschluss 

der Vertreterversammlung 
vom 20. Juni 2012

Die Vertreterversammlung des Versorgungswerks der 
Psychotherapeutenkammer Nordrhein-Westfalen hat auf 
ihrer Sitzung am 20. Juni 2012 in Düsseldorf gem. § 3 a 
Abs. 5 Nr. 1 der Satzung des Versorgungswerkes fol-
gende Satzungsänderung beschlossen:

I. Satzungsänderung:

1. § 6 wird wie folgt geändert:

  In Absatz 3 Nr. 1 wir das Wort „Kammerversamm-
lung“ durch das Wort „Vertreterversammlung“ er-
setzt.

2.  § 9 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 Nr. 1 am Ende wird das Wort „oder“ 
durch ein Komma ersetzt. 

 b)  In Absatz 1 Nr. 2, 3 und 4 wird jeweils der Punkt 
am Ende durch ein Komma ersetzt.

 c)  In Absatz 1 Nr. 3 werden die Worte „ohne selb-
ständig tätig zu sein“ gestrichen und am Ende die 
Worte „und aus einer gleichzeitig ausgeübten 
selbständigen Tätigkeit nicht mehr als geringfü-
gige Einkünfte erwirtschaftet; der Verwaltungsrat 
beschließt die Höhe der Geringfügigkeitsgrenze“ 
angefügt.

 d)  In Absatz 1 Nr. 4 wird nach den Worten „auf-
grund einer durch Gesetz angeordneten oder auf 
Gesetz beruhenden Verpfl ichtung Mitglied einer“ 
das Wort „anderen“ eingefügt.

 e)  In Absatz 1 Nr. 4 werden nach den Worten „be-
rufsständischen öffentlich-rechtlichen Versiche-
rungs- oder Versorgungseinrichtung“ die Worte 
„eines anderen Berufsstandes“ gestrichen.

 f)  In Absatz 1 Nr. 4 am Ende wird das Wort „auf-
rechterhält“ durch die Worte „in dem dazugehöri-
gen Kammerbereich weiter besteht“ ersetzt.

 g)  In Absatz 1 Nr. 5 wird am Ende der Punkt durch 
das Wort „oder“ ersetzt.

 h)  Absatz 1 Nr. 6 wird mit folgendem Wortlaut neu 
angefügt:

   „6. bei Beginn der Mitgliedschaft die Vorausset-
zungen für einen Rentenbezug nach § 15 Abs. 1 
oder Abs. 2 erfüllt.“

 i)  Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:

   „Der Fortbestand der Voraussetzungen, die zur 
Befreiung geführt haben, ist anhand  geeigneter 
Unterlagen im Sinne von § 28 Abs. 6 nachzuwei-
sen.“

 j)  In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „Bei voll-
ständiger Beitragsbefreiung ruhen“ durch die 
Worte „Bis zum Erwerb einer Anwartschaft ruhen 



Ministerialblatt für das Land Nordrhein–Westfalen – Nr. 30 vom 12. Dezember 2012 713

bei vollständiger Beitragsbefreiung“ ersetzt.

 k)  In Absatz 3 Satz 2 wird nach den Worten „Mit-
glieder, deren Mitgliedschaftsrechte nach einem 
Ruhen“ das Wort „wieder“ gestrichen.

3. § 10 wird wie folgt geändert:

  Der Wortlaut wird insgesamt wie folgt neu gefasst:

  „Wer nach § 9 Abs. 1 vollständig von der Beitrags-
pfl icht befreit ist, kann schriftlich beantragen, dass 
die Befreiung ab Antragsmonat aufgehoben wird. 
Wessen Mitgliedschaftsrechte nach § 9 Abs. 3 voll-
ständig ruhen, kann die Aufhebung der Befreiung 
nur bis zur Vollendung des 55. Lebensjahres bean-
tragen.“

4. § 11 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 Nummer 2 werden nach den Worten 
„wenn das Mitglied nicht mehr der Psychothera-
peutenkammer Nordrhein-Westfalen“ die Worte 
„,Landespsychotherapeutenkammer Baden-Würt-
temberg oder der Ostdeutschen Psychotherapeu-
tenkammer“ eingefügt.

 b)  In Absatz 2 Satz 1 werden am Ende die Worte 
„und zum Zeitpunkt der Antragstellung keine 
Mitgliedsbeiträge rückständig sind“ angefügt.

 c)  Absatz 2 Satz 2 wird mit folgendem Wortlaut neu 
eingefügt:

   „Wer fortsetzt, hat mindestens 1/10 des Höchst-
beitrages zur gesetzlichen Rentenversicherung zu 
entrichten.“

 d)  In Absatz 3 werden die Sätze 2 und 3 mit folgen-
dem Wortlaut neu angefügt:

   „Wird eine neue Mitgliedschaft in einem anderen 
Psychotherapeutenversorgungswerk im Bundes-
gebiet begründet, endet die Mitgliedschaft nach 
Abs. 2 auf Antrag mit dem Tag der Begründung 
der neuen Mitgliedschaft, sofern dieser Antrag in-
nerhalb von 6 Monaten nach Begründung der 
Neumitgliedschaft eingeht. Bei später gestelltem 
Antrag endet die Mitgliedschaft erst zum Vormo-
nat der Antragstellung.“

 e)  In Absatz 4 Satz 1 wird nach den Worten „Eine 
Mitgliedschaft nach Abs.“ die Ziffer „3“ durch die 
Ziffer „2“ ersetzt.

5. § 13 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 wird Satz 3 mit folgendem Wortlaut 
neu angefügt:

   „Maßgeblich für die Gewährung und Berechnung 
der Leistungen ist die Satzung in der bei Beginn 
der Leistung geltenden Fassung.“

 b)  Absatz 5 wird mit folgendem Wortlaut neu ange-
fügt:

   „(5) Renten werden für volle Monate zu deren Be-
ginn gezahlt. Soweit die Satzung nichts anderes 
bestimmt, beginnt die Zahlung mit dem Monat, 
der auf das Entstehen des Anspruchs folgt und 
endet mit dem Monat, in dem der Anspruch ent-
fällt.“

6. § 15 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „Die Regel-
altersgrenze wird“ durch die Worte „Davon ab-
weichend wird die Regelaltersgrenze“ ersetzt.

 b)  In Absatz 2 Satz 2 wird der Verweis „§ 17 Abs. 1“ 
durch den Verweis „§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, 3 und 
4“ ersetzt.

 c)  In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „beitragsge-
rechte“ gestrichen.

 d)  In Absatz 3 Satz 2 werden am Ende die Worte 
„§ 28 Abs. 4 S. 1 gilt entsprechend“ angefügt.

 e)  In Absatz 3 Satz 4 werden am ersten Wort der Ta-
belle „Alter“ das Verweiszeichen „*“ und unter-
halb der Tabelle die Worte „*Kalenderjahr ./. Ge-
burtsjahr“ angefügt.

7. § 16 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 4 Satz 2 werden am Ende die Worte 
„oder bereits Rente nach § 15 Abs. 1 oder Abs. 2 
gewährt wird“ angefügt.

 b)  In Absatz 8 Satz 1 wird die Nummer 2 mit folgen-
dem Wortlaut neu eingefügt:

   „2. im Falle des Abs. 2 mit Zeitablauf, oder“

 c)  In Absatz 8 Satz 1 wird Nummer 2 alter Fassung 
zu Nummer 3.

 d)  In Absatz 8 Satz 2 werden nach den Worten „Im 
Falle der Nr. 1“ die Worte „und der Nr. 2“ einge-
fügt.

 e)  In Absatz 9 Satz 2 am Ende werden die Worte 
„und endet mit dem Monat, in dem dieser ent-
fällt“ gestrichen.

8. § 17 wird wie folgt geändert:

  In Absatz 6 wird Satz 3 mit folgendem Wortlaut neu 
eingefügt:

  „Hiervon abzuziehen sind die im Versorgungsaus-
gleichsverfahren nach § 24 in der ab 1. 9. 2009 gülti-
gen Fassung durch interne Teilung gekürzten Bei-
tragsquotienten.“

9. § 22 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 2 wird im zweiten Halbsatz „so wird die 
Waisenrente für einen der Zeit dieses Pfl ichtdiens-
tes entsprechenden Zeitraum über das 27. Lebens-
jahr hinaus gewährt“ das Wort „Pfl ichtdienstes“ 
durch das Wort „Dienstes“ ersetzt.

 b)  In Absatz 2 wird im dritten Halbsatz „soweit der 
Pfl ichtdienst vor Vollendung des 27. Lebensjahres 
geleistet worden ist“ das Wort „Pfl ichtdienst“ 
durch das Wort „Dienst“ ersetzt.

10. § 26 wird wie folgt geändert:

 Absatz 2 wird mit folgendem Wortlaut neu angefügt:

  „(2) Renten, die 1 % der monatlichen Bezugsgröße 
gem. § 18 SGB IV unterschreiten, werden nach versi-
cherungsmathematischen Grundsätzen abgefunden 
und erlöschen mit der Zahlung der Abfi ndung.“

11. § 28 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird mit folgendem Wortlaut neu gefasst:

   „(1) Jedes Mitglied ist verpfl ichtet, an das Versor-
gungswerk einen Pfl ichtbeitrag zu zahlen.“

 b)  Absatz 2 wird mit folgendem Wortlaut neu ge-
fasst:

   „(2) Der monatliche Regelpfl ichtbeitrag entspricht 
5/10 des jeweils geltenden Höchstbeitrags in der 
Deutschen Rentenversicherung.“

 c)  In Absatz 3 Satz 1 werden im ersten Halbsatz die 
Worte „oder die Summe der Einkünfte“ und „und 
§ 19“ gestrichen.

 d)  In Absatz 3 Satz 1 werden am Ende die Worte 
„bzw. die Summe der Einkünfte“, der Verweis 
„§ 19“ und die Worte „wobei die Einkünfte aus 
§ 18 EStG vorrangig vor den Einkünften aus § 19 
EStG zur Beitragsfestsetzung herangezogen wer-
den“ gestrichen.

 e)  In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „bzw. 
Summe der Einkünfte“ gestrichen.

 f)  In Absatz 4 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 wird nach den 
Worten „Mitglieder während der ersten 3 Jahre 
einer ausschließlich selbstständigen“ das Wort 
„psychotherapeutischen“ eingefügt.

 g)  In Absatz 4 Satz 2 Nr. 1 Satz 4 werden nach den 
Worten „Der Antrag ist vor Ablauf der“ die Worte 
„3 Jahre“ durch die Worte „3-Jahresfrist gem. 
Nr. 1 Satz 1“ ersetzt.

 h)  In Absatz 4 Satz 2 Nr. 2 Satz 1 werden die Worte 
„oder teilweise“ gestrichen.

 i)  In Absatz 4 Satz 2 Nr. 2 wird Satz 3 gestrichen.

 j)  In Absatz 4 Satz 2 wird Nummer 3 mit folgendem 
Wortlaut neu angefügt:
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   „3. Mitglieder, die von einem Träger der sozialen 
Sicherheit Leistungen erhalten, für deren Bezug 
keine Versicherungspfl icht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung besteht und der Träger kei-
nen Beitragszuschuss an das Versorgungswerk 
zahlt, für die Dauer des Leistungsbezuges von der 
Verpfl ichtung zur Beitragszahlung vollständig be-
freit werden. Der Antrag ist binnen 6 Monate 
nach Beginn des Leistungsbezuges zu stellen, an-
dernfalls gilt die Befreiung erst ab Antragsmo-
nat.“

 k)  In Absatz 5 Nr. 1 wird nach den Worten „Maßge-
bend für die Berechnung des Beitrages nach Ab-
satz“ die Ziffer „2“ durch die Ziffer „3“ ersetzt.

 l)  In Absatz 5 Nr. 1 werden am Ende die Worte „und 
bei abhängig Beschäftigten der jeweilige Beitrags-
zeitraum“ gestrichen.

 m)  In Absatz 5 Nr. 2 Satz 1 werden die Worte „Für 
selbständig Tätige gilt dies“ durch die Worte 
„Dies gilt“ ersetzt.

 n)  In Absatz 6 Nr. 4 werden am Ende die Worte „ins-
besondere Sozialversicherungsmeldung“ ange-
fügt.

 o)  Absatz 7 wird mit folgendem Wortlaut neu ge-
fasst:

   „(7) Mitglieder, bei denen gemäß § 9 Abs. 3 alle 
Mitgliedschaftsrechte ruhen, sind nach Vollen-
dung des 55. Lebensjahres zur Beitragszahlung 
weder berechtigt noch verpfl ichtet.“

 p)  In Absatz 8 werden die Worte „Mitglieder, die 
Pfl ichtmitglieder in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung sind und die nicht von der Beitragspfl icht 
im Versorgungswerk befreit wurden“ durch die 
Worte „Mitglieder, bei denen die Voraussetzungen 
von § 9 Abs. 1 vorliegen und die nicht oder nicht 
vollständig von der Beitragspfl icht befreit sind“ 
ersetzt.

12.  § 29 wird wie folgt geändert:

 a)  In der Überschrift werden die Worte „Besondere 
Beiträge“ durch das Wort „Verjährung“ ersetzt.

 b)  Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

   „Für die Verjährung der satzungsgemäßen An-
sprüche auf Leistungen und Beiträge gelten die 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches ent-
sprechend.“

13.  § 30 wird wie folgt geändert:

  In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „für Zeiten ab 
Antragstellung“ gestrichen.

14. § 31 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 3 werden nach den Worten „Bei Mit-
gliedern, die nach § 11 Abs. 1“ die Worte „Nr. 2“ 
eingefügt.

 b)  In Absatz 3 wird Satz 2 mit folgendem Wortlaut 
neu angefügt:

   „Im Fall des Ausscheidens durch Tod gem. § 11 
Abs. 1 Nr. 1 endet die Beitragspfl icht mit Ablauf 
des Monats, der dem Sterbemonat vorgeht.“

 c)  In Absatz 5 Satz 2 werden die Worte „gemäß § 29“ 
gestrichen.

 d)  In Absatz 8 Satz 2 werden nach den Worten „In 
besonderen Härtefällen können Beitragsrück-
stände und auf Antrag Säumniszuschläge“ die 
Worte „und Kosten“ eingefügt.

15. § 32 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Worten „En-
det die Mitgliedschaft“ die Worte „durch Verle-
gung der berufl ichen Niederlassung an einen Ort 
außerhalb des Bereichs der Psychotherapeuten-
kammer Nordrhein-Westfalen“ durch die Worte 
„gemäß § 11 Abs. 1 Nr. 2“ ersetzt.

 b)  In Absatz 2 Satz 1 am Ende werden die Worte „im 
Rahmen eines Überleitungsabkommens“ gestri-
chen.

II. Inkrafttreten
Diese 3. Satzungsänderung tritt mit Wirkung ab 
1. 1. 2013 in Kraft.

Genehmigt: Düsseldorf, den 2. 11. 2012

Aktenzeichen: Vers. 35-00-1 (26) III B4

gez. Dr. Heinz  S i e g e l

Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen

Die vorstehende 3. Satzungsänderung der Satzung des 
Versorgungswerks der Psychotherapeutenkammer Nord-
rhein-Westfalen wird hiermit ausgefertigt und anschlie-
ßend veröffentlicht.

Ausgefertigt:  Düsseldorf, den 19. 11. 2012

gez. Olaf  W o l l e n b e r g

Vorsitzender der Vertreterversammlung

gez. Karl-Wilhelm  H o f m a n n

Vorsitzender des Verwaltungsrates
Versorgungswerk der Psychotherapeutenkammer 

Nordrhein-Westfalen

– MBl. NRW. 2012 S. 712

2370
Dynamisierung der Einkommensgrenzen

gemäß § 13 Abs. 4 des Gesetzes zur Förderung 
und Nutzung von Wohnraum

für das Land Nordrhein-Westfalen
(WFNG NRW)

RdErl. d. Ministeriums für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr – IV.2-2010-709/12 –

v. 23. 11. 2012

Das am 1. 1. 2010 in Kraft getretene Gesetz zur Förde-
rung und Nutzung von Wohnraum für das Land Nord-
rhein-Westfalen (WFNG NRW) vom 8. Dezember 2009 
(GV. NRW. S. 772), geändert durch Gesetz vom 10. Ja-
nuar 2012 (GV. NRW. S. 16), enthält in § 13 Abs. 4 eine 
Dynamisierungsklausel. Diese führt zum 1. 1. 2013 zu ei-
ner automatischen Anpassung der Einkommensgrenzen 
des § 13 Abs. 1 WFNG NRW um den Prozentsatz, um den 
sich der vom Statistischen Bundesamt festgestellte Ver-
braucherpreisindex für Deutschland im Referenzzeit-
raum Oktober 2009 bis Oktober 2012 erhöht oder verrin-
gert hat. Die veränderte Einkommensgrenze wird auf 
volle 10 Euro aufgerundet.

Der Verbraucherpreisindex betrug im Oktober 2009 107,0 
und im Oktober 2012 113,3. Die prozentuale Veränderung 
des Verbraucherpreisindex wird nach folgender Formel 
ermittelt: neuer Indexwert x 100 : alter Indexwert – 100 = 
prozentuale Änderung (hier gerundet 5,89 %).

Die dynamisierten Einkommensgrenzen werden hiermit 
wie folgt bekannt gegeben:

1-Personen-Haushalt 18.010 €
2-Personen-Haushalt 21.710 €
Zuschlag für jede weitere zum Haushalt rech-
nende Person

4.980 €

Zuschlag für jedes zum Haushalt gehörende 
Kind im Sinne des § 32 Abs. 1 bis 5 Einkom-
mensteuergesetz

640 €

Diese Einkommensgrenzen sind ab 1. 1. 2013 bei allen 
Förderzusagen nach § 10 WFNG NRW, der Erteilung von 
Wohnberechtigungsscheinen gemäß § 18 WFNG NRW 
und bei allen sonstigen Verwaltungsentscheidungen, bei 
denen die Einkommensgrenzen nach § 13 Abs. 1 WFNG 
in Verbindung mit diesem Erlass maßgeblich sind, zu be-
rücksichtigen.

– MBl. NRW. 2012 S. 714


